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Für eine Politik der Friedensfähigkeit! 
Nie wieder Krieg - in Deutschland, Europa 
und weltweit! 

 

Der DGB und seine Mitgliedsgewerkschaften setzen 

sich für eine Friedens- und Sicherheitsordnung ein, 

die im Rahmen der Vereinten Nationen multilaterale 

Konfliktlösungen mit den Mitteln der Diplomatie und 

wirksamer Krisenprävention ermöglicht. Das Funda-

ment einer solchen Ordnung bildet das völkerrecht-

liche Gewaltverbot, ergänzt um die Prinzipien der 

souveränen Gleichheit von Staaten, der Selbstbe-

stimmung der Völker und der freien Bündniswahl, 

der gegenseitigen Vertrauensbildung, der friedli-

chen Streitbeilegung und der Achtung der Men-

schenrechte. 

In Verbindung mit dem völkerrechtlich verbürgten 

Anspruch auf Selbstverteidigung und den Verpflich-

tungen des humanitären Völkerrechts sind es diese 

Grundsätze und ihre Durchsetzung, die vor acht 

Jahrzehnten den Ausschlag für die UN-Gründung ge-

geben und die vor nunmehr 50 Jahren Eingang in die 

KSZE-Schlussakte von Helsinki gefunden haben. Aus 

gewerkschaftlicher Sicht sind diese Prinzipien als 

Pfeiler einer regelbasierten internationalen Ordnung 

unantastbar. 

Und doch erleben wir 80 Jahre nach Ende des Zwei-

ten Weltkrieges erneut, dass immer mehr Länder 

von Kriegen heimgesucht werden. Noch nie gab es 

seit 1945 so viele bewaffnete Konflikte wie 2025. Bis 

Ende des Jahres wird das weltweite Kriegsgesche-

hen Schätzungen zufolge mehr als 200.000 Todesop-

fer fordern. 120 Millionen Menschen werden durch 

Konflikt, Gewalt und Verfolgung gezwungen sein, 

ihre Heimat zu verlassen. Besonders betroffen sind 

Kinder. Jedes sechste Kind kommt mittlerweile aus 

einem Konfliktgebiet.  

Die meisten Kriegstoten haben wir in der Ukraine 

und im Nahen Osten, vor allem im Gaza-Streifen, zu 

beklagen. Aber auch außerhalb Europas und seiner 

Nachbarschaft toben zahllose „vergessene“ Gewalt-

konflikte. 

 

Ob Sahel-Zone, Sudan, Horn von Afrika oder Myan-

mar – über diese und viele andere (Bürger-)Kriegs-

schauplätze wird in unseren Medien kaum berichtet. 

Kriegsverbrechen und Menschenrechtsverletzungen 

gegen die Zivilbevölkerung sind auch dort allgegen-

wärtig. 

Wir erleben die Wiedergeburt einer verhängnisvollen 

Denk- und Handlungslogik in den internationalen 

Beziehungen. Sie setzt nicht mehr auf die Stärke des 

Völkerrechts, sondern nur noch das Recht des Stär-

keren zählt. Wir fallen mehr und mehr zurück in Zei-

ten, in denen die Durchsetzung der eigenen Interes-

sen mit Waffengewalt und militärische Aggression 

als legitimes Mittel der Politik betrachtet wird. Maß-

geblichen Anteil an dieser bedrohlichen Entwicklung 

hat die Großmachtkonkurrenz zwischen den USA, 

China und Russland. In ihrem Ringen um geopoliti-

schen und geoökonomischen Einfluss forcieren sie 

eine Politik der Konfrontation und Blockbildung.  

Für die Europäerinnen und Europäer stellt sich zu-

sätzlich die Herausforderung, dass auf das Schutz-

bündnis mit den USA kein Verlass mehr ist. Auch die 

Europäische Union und die europäischen NATO-

Staaten laufen deshalb immer stärker Gefahr, zum 

Spielball rivalisierender Großmachtinteressen zu 

werden. 

Der DGB und seine Mitgliedsgewerkschaften sehen 

deshalb durchaus die Notwendigkeit, in Deutsch-

land und Europa die gemeinsame Verteidigungsfä-

higkeit zu stärken. Die dafür auf dem NATO-Gipfel in 

Den Haag beschlossene, horrende Erhöhung der 

Rüstungsausgaben auf fünf Prozent des BIP betrach-

ten wir allerdings als willkürlich und bewerten sie 

äußerst kritisch.  

Diese vor allem auf Druck der USA festgelegte Ziel-

größe bedeutet zusätzliche Rüstungsausgaben in 

fast unvorstellbarer Höhe. Sie würden knapp der 

Hälfte des gesamten Bundeshaushalts entsprechen.  

Erklärung des Deutschen Gewerkschaftsbundes  
zum Antikriegstag am 1. September 2025 
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Der DGB und seine Mitgliedsgewerkschaften fordern 

die Bundesregierung anlässlich des bevorstehenden 

Antikriegstages am 1. September dazu auf,  

• sicherzustellen, dass zusätzliche Rüstungsaus-

gaben nicht zu Lasten des Sozialhaushalts, der 

Ausgaben für Bildung und Forschung und von 

Investitionen in öffentliche und soziale Infra-

struktur gehen.  

 

• sich bei der Festlegung zusätzlich notwendiger 

Verteidigungsausgaben nicht dauerhaft an der 

abstrakten, sachlich unbegründeten und völlig 

überhöhten NATO-Zielvorgabe von fünf Prozent 

des BIP zu orientieren. Stattdessen muss sich 

jede Ausgabensteigerung an den tatsächlich be-

stehenden Ausrüstungs- und Kapazitätsbedar-

fen bemessen. Zu rechtfertigen sind zusätzliche 

Rüstungsausgaben nur in dem Umfang, der die 

Bundeswehr wirklich dazu befähigt, ihren 

grundgesetzlichen Auftrag zur Landesverteidi-

gung und ihre Bündnisverpflichtungen zu erfül-

len. 

 

• ihren nun eingeschlagenen sicherheitspoliti-

schen Kurs grundlegend zu korrigieren. Die Bun-

desregierung muss sich aktiv dafür einsetzen, 

dass die sich immer schneller drehende Aufrüs-

tungsspirale endlich gestoppt wird. Statt einsei-

tig auf militärische Abschreckung zu setzen, 

müssen diplomatische Initiativen zur Aufrecht-

erhaltung und Wiederbelebung der multilatera-

len Ordnung wieder viel stärker in den strategi-

schen Mittelpunkt rücken. Kontraproduktiv sind 

in diesem Zusammenhang die von der Bundes-

regierung geplanten massiven Haushaltskür-

zungen in der Entwicklungszusammenarbeit 

und bei der humanitären Hilfe. Sie müssen drin-

gend rückgängig gemacht werden.  

 

Dabei geht es auch darum, durch Deutschlands 

Beitrag Europas eigenständige Rolle als 

internationale Friedensmacht zu stärken – eine 

Friedensmacht, die sich geschlossen für eine 

Politik der Gewaltfreiheit und globale Koopera-

tion einsetzt, aktiv Ansätze zur diplomatischen 

Konfliktlösung vorantreibt und neue Abrüs-

tungs-, Rüstungskontroll- und Rüstungsexport-

kontrollinitiativen auf den Weg bringt. 

Wir brauchen in Europa ein klares gemeinsames Be-

kenntnis, worum es uns bei der Stärkung der eige-

nen Verteidigungsfähigkeit eigentlich geht – nämlich 

um die Verteidigung unserer liberalen Demokratie 

und unseres Modells der Sozialen Marktwirtschaft. 

Nach außen müssen wir dieses gemeinsame Modell 

nicht nur gegen die unmittelbare militärische Bedro-

hung durch Russland verteidigen, sondern auch ge-

gen den autokratischen Staatskapitalismus Chinas 

und den Big-Tech-Radikalkapitalismus US-amerika-

nischer Prägung behaupten. Nach innen müssen wir 

unsere Demokratie schützen vor dem wiedererstar-

kenden Nationalismus und Rechtsextremismus.  

Das Vertrauen in unsere Demokratie und in unser 

Wirtschafts- und Sozialmodell hängt maßgeblich ab 

von starken sozialen Sicherungssystemen, von einer 

gut ausgebauten öffentlichen Daseinsvorsorge, von 

einem leistungsfähigen Bildungssystem und von ei-

nem aktiv gestaltenden Staat, der massiv in die Zu-

kunft investiert. All das macht wesentliche Elemente 

unseres Modells der Sozialen Marktwirtschaft aus, 

das im internationalen Systemwettbewerb zugleich 

unser größter Standortvorteil ist.  

Rüstungsausgaben in einer Höhe, die massiv auf 

Kosten der öffentlichen Finanzierung all dieser (so-

zial-)staatlichen Aufgaben gehen, stärken nicht un-

sere Verteidigungsfähigkeit, sondern bewirken das 

Gegenteil: Sie erhöhen die Angreifbarkeit unserer 

Demokratie von außen und innen.  

Es ist höchste Zeit für eine Rückbesinnung auf die 

Werte der Charta der Vereinten Nationen und die 

Prinzipien der KSZE-Schlussakte von Helsinki! 

Friedensfähig zu sein ist das Gebot der Stunde!

 

 

 

 

 

 

Erklärung des Deutschen Gewerkschaftsbundes zum Antikriegstag 


